
Satzung
der Deutsch-Englischen Gesellschaft

in
Braunsch*'eig e. V.

§1

Name. Sitägnd Zrveck des Vereins:

1. Der Verein führt den Namen "Deutsch-Englische Gesellschaft. eingetragener Verein".
2. Der Verein hat seinen Sitz in Brarnschw'eig
3. Der Zweck der Gesellschaft ist die Fördenrng der deutsch-englischen Verstlindigung.

insbesondere aut kulturellen. politischen. gesellschaftlichen und sportlichen Gebieten.

4. Die Gesellschaft verfoigf gemeinnützige Ziele im Sinne des Abschnitts "Steuerbegünstigte

Zin ecke der Abgabenordnung"
5. Die Zrvecke cles Vereins werden ereicht durch:

a) kulturelle und gesellige Veranstaltungen. wie Vorlräge. Filme. Theateraufführungen.

. Konzerte und Konversation, besonders in englischer Sprache.

b) Mitarbeit in den entsprechenden Einrjchtungen der Stadt Braunschweig
c) Unterstütä;ng von Reisen nach Großbritannien. insbesondere der Partnerstadt Bath" von

Gnrppen oder einzelnen Personen, wenn diese der Völkerverständigung dienen

d) Gastfreundschaft gegenüber Besuchern aus Bath oder anderen Teilen der englisch-

sprechenden Welt
e) Exkursionen und Studienreisen
f) Zusammenarbeit mit Vereinigulgen. Gesellschaften und Gmppen mit den gleichen Zielen
g) Pflege der historischen Beziehungen zwischen Braunschweig und England.

6. a) Der Verein ist selbstlos tätig: er vertblgl nicht in erster Linie eigenrn'irtschaftliche Zwecke.

b) Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsmäßigen Zwecke venvendet werden. Die
Vereinsmitglieder erhalten keine Zunendungen äus §.{itteln des Vereins.
ci Es darf keine Person durch Ausgaben. die dem Vereinszqeck &enid sind oder durch

ur:verhältni smäßi g hohe Vergütungen be günsti gt'overden.

§2
Mitgliedsch+ften

i. Mitglied können werden: Personen. die bereit sind. die deutsch-englische Verständigung zu

ftirdern.
2. Über die Aufnahme eines Mitgliecles entscheidet der Yereinsvorstand (§6'1. Es genügt ein

einfacher Mehrheitsbeschluß des Vorstandes. Veru,'eigert der Vorstand die Aufnahme. so kann

der Antragsteller verlangen" daß der Vorstand seine Beitrittserklärung der nächsten ordentlichen

Mitgliederversammlung zur Entscheidung r,arlegt. Diese entscheidet äber den Antrag mit
einfachel Stiuunerunelu'heit.

3. Mitglieder. die die Ziele in der Gesellschaft in hen'orragender Weise gefordert haben. können

von der ordentlichen Mitglieden'ersamrlhing zu Ehrerunitgliedem emaru1t rt'erden.

.1. Die lt{itgliedschaft endet

a) durch Tod.
b) durch Atistritt.
c) durch Ausscirluß.

5. Der Austritt eines lvlitgliedes edoigt durch sclt'iftliclie ,{.nzeige an den Vorstand mit einer Frist

von mindestens drei Monaten zuin Ende eines Kaienderjahres.



6. Der Vorstand kann Mitglieder (naeh furhörung). \\ienn ein rvichtiger Grrutd vorliegl,
ausschließen. Gegen den Ausschluf3 kann das Mitglied die Entscheidung der nächsten
Mitgliederversamrnlung aruuten.

§3
Mitsliederbeitrag

Die Höhe des Mitgliedsbeitrags wird jedes Jahr von der Mitgliederv'ersammlung neu tbstgeseta

§1
Organe

Die Organe der Gesellschaft sind
a) Mitglieden,ersammJung
b) der Vorstand

Der Vorstand ist von der Mitgliede*'ersarnmlung zu wäihlen, Die WahI erfolgt jeweils für z,*'ei
Jahre. Die Wiederwahl ist zulässig.

§5
Mit glie4?rversammlun g

1. Die Mitgliederversammltmg ist das oberste Organ der Gesellschaft.
Es finden staff:
a) ordentliche Mitgliederversammlungen
b) außerordentliche Mit-sliederversamnlungen.

2. Die ordentliche Mitgliederversammlung findet innerhalb der ersten sechs Monate eines
Geschäftsjahres statt.
Die Einladung der Mitglieder muß schriftlich unter Mitteilung der Tagesordnung mirdestens
14 Tage vor dem für die Versammlung bestimmten Tag durch den 1. \rorsitzenden erfolgen.

3. Regelmäßiger Gegenstand der Beratung und Beschlußfassung der ordentlichen Versamrnlung
sind:
a) Begrtißung und Feststellung der Tagesordnung,
b) Bericht des Vorstandes und Berichre der einzelnen Gruppen.
c) Bericht des Schatzmeisters.
d) Entlastung des Schatzmeisters und Entlastung des Vorstandes.
eJ Neuwahl des Vorstandes (alle zivei Jahre).
f) Verschiedenes

4. Auße-ror.dentliche MitgJiederversammlungen sind zu berufen, rvefu 4q§*lglelgpsldssJe{Fi1.s-
es er{ordert, oder wenn mindestens 1i'10 der Mitglieder schriftlich unter Angabe der Gründe
dies beantragl.
Die Einladung der Versammlung erfolS in derselben Art wie zur ordentlichen
Mit glieden'ersarnmlung

5. Bei der Beschlußfassung entscheidet die einfache h,Iehrheit der erschienenen Mitglieder.
sorveit in der §atzung oder durch gesetzliche Regelung keine andere Mehrheit vorgesehen ist.
Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme des Vorsitzenden.

6. Die Beschltisse der Mitglieden'ersanlnlung sind schriftlich autbuzeiehnen und von dem
Vorsitzenden und einem anwesenden Vorstandsmitglied zu unterzeic.hnen.



§6
Vorstand 

t
1. Der Vorstand im §inne des § 26 BGB besteht aus der idem Vorsitzenden präsidentlin).

der/dern stellvertretenden Vorsitzenden (VizepräsidenVin) und dem schatrmeister Alle drei
Vorstandsmitglieder sind vertretungsberechtigt bis zu einem Geldgeschtift von € 500 mit ihrer
Unterschrift, Übersteigt die anzuweisende Summe diesen Betrag, müssen mindestens zwei
Vorstandsmitglieder zustimmea und die Zustirnrnung muß in einem Protokoll festgehalten
werden.

2. Der erweiterte Vorstand der Gesellschaft besteht aus
a) dem ersten Vorsifzenden (Präsidenten)
b) dem stellvertretenden Vorsitzenden (Vizepnisidenten)
c) dem Schatzmeister
d) dem Schriftführer
e) einern oder mehreren Beisitzern
f; je einem Vorstandsmitglied von Zusammenschltissen im sinne von § 9 dieser Satzung,
soweit dieser Zusammenschluß vom Vorxtand der DEG anerkannt wird.

3. Der erste Vorsitzende (Präsident) oder der stellverlretende Vorsitzende (Vizeprdsident) leitet
die Sitzungen des Vorstandes rurd die Mitgliederversamnrlungen. Er beruft den Vorstand ein,
sobald es die Lage der Geschäfte erfordert oder ein Vorstandsmitglied dies beantragt. Die

. laufenden Geschäfte werden von dem 1. Vorsitzenden mit dem Vorstand erledigt Besclrliisse
des Vorstandes werden mit einfacher Stimmenmehrheit gefaßt. Bei Stimmengieichheit
entscheidet die Stimme des Vorsitzenden.

§7
gqrbeitsausschtisse

Der Vorstand kann zu seiner Unterstützung Arbeitsausschüsse aus den Mitgliedera.der Gesetlschas
berufen.

Geschäftsjahr

Geschäift sjahr ist das Kalenderjahr

§e
4usammeparbeit lE[.gnderen Zusammegschllissen

1. Sollten sich neben der DEG andere Zusammenschltisse bilden, die die deutsch-englische
Verständigung fördem, so soll eine Zusammenarbeit mit diesen angestrebt werden.

2. In den Fällen der Ziff. 1 sollte der Vorsitzende oder andere Mitglieder dieses
Zusammenschlusses Mitglied der DEG werden, wenn sie eine Mtarbeit im Vorstand
änstreben.

3, Die anderen ZusammenschirJsse behalten ihre Selbständigkeit. Das gilt auch ftr deren
Geschäfts- und Kassenftihrung.

4. Ein Vertre.ter eines Zusammenschlusses nach Ziff. 1 kann Mitglied des Vorstandes.

§s



§10
AuflQsung

Die Auflösung des Vereins kann nur in einer besonders zu diesem Zwack einberufenen

außerordentlichen Mitgliederversammlung mit einer Mehrheit von 3/4 der erschienenen Mitgliecler

beschlossen werden.
Die Versammluag beschließt tiber die Art der Liquidation.

Das Vereinsvermögen wird bei einer Auflösung des Vereins der Stadt Braunschweig zur Verftigung

gestellt mit der Maßgabe. dieses einem gemeinntitzigen Zweck zuzuführen.

Braunsehweig, den


